
verschiedenen Wählergruppen auf dem
politischen Markt gelingen muss, wenn
sie Wähler gewinnen will, sondern auch
jener, der zu innerparteilichen Verren-
kungen führt: Die alte soziale Frage ist
angesichts der nach wie vor hohen Ar-
beitslosigkeit in der Bundesrepublik so
aktuell wie eh und je, und postmaterialis-
tische Themen und yuppiehafte Einstel-
lungen und Begehrlichkeiten stehen zur
gleichen Zeit auf der Tagesordnung. Die-
ser Spagat wird immer schwieriger. Am
Wahltag entscheidet nicht nur die so ge-
nannte Neue Mitte, sondern vor allem die
Stammwähler wollen umhegt und ge-
pflegt sein, müssen mobilisiert und an die
Wahlurne gelockt werden. Auch wenn
das alte sozialdemokratische Milieu zer-
rinnt, so wird doch von vielen die SPD
aus Tradition, Gewohnheit und stets
noch wirksamer Parteiidentifikation er-
koren.

Zweitens: Die SPD verliert kontinuier-
lich Mitglieder, die Neueintritte machen
die Austritte, vor allem die Todesfälle
schon längst nicht mehr wett. Hatte der
Marsch der 68er durch die Institution SPD
die Mitgliederzahl Ende der siebziger
Jahre auf über eine Million schnellen las-
sen, so sank sie 1980 unter die Millionen-
grenze, liegt heute bei knapp über 700 000
– und die Unterschreitung der 500 000er-
Marke ist absehbar. Für das Parteileben
mindestens so problematisch: In gleicher
Schnelligkeit sinkt die Zahl der Parteiak-
tivisten, der Funktionäre.

Drittens: Die größte Herausforderung
für die Sozialdemokratie liegt in ihrer

Wer über die Zukunft einer Partei schrei-
ben will, muss zunächst und zuerst ihre
Gegenwart analysieren, aus der Ge-
schichte kommenden Tendenzen nach-
spüren und zudem die sich wandelnden
Strukturen von Parteisystem, politischem
System und Gesellschaft im Blick haben
und mitdenken – eine schier unlösbare
Aufgabe. Was also tun? Ein Ausweg bie-
tet sich an, indem die aktuellen Heraus-
forderungen herausgearbeitet werden,
mit denen eine Partei – in unserem Fall die
SPD – konfrontiert ist, mit denen sie um-
gehen und auf die sie unter Umständen
Antworten suchen muss. Eben dieser
Weg wird im Folgenden eingeschlagen.
Dabei wird um der Deutlichkeit der Ar-
gumentation willen zugespitzt.

Erstens: Das altindustrielle, facharbei-
terlich sozialdemokratische Milieu zer-
bröselt bekanntlich zusehends, jene alte
Hochburg und Heimat, in der die SPD
Wähler, Mitglieder, Funktionäre und
auch Führungspersonal rekrutierte. Sozi-
alstrukturell gesprochen: Die SPD ver-
bürgerlicht. Konkret: Von 1980 bis 1998
hat der Anteil der Arbeiter unter ihren
Mitgliedern um 39 Prozent abgenom-
men. Zugleich stieg absolut und relativ
die Zahl der kleinen und mittleren Ange-
stellten, auch der Selbstständigen, kurz
der Angehörigen der Mittelschichten.
Viel gravierender ist die Tatsache, dass
die Ausfächerung und Heterogenisie-
rung der Lebensstile in den siebziger und
achtziger Jahren auch die SPD ergriffen
haben. Damit ist jener Spagat angespro-
chen, der der SPD nicht nur zwischen
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Überalterung, in dem, was in hitzigen in-
nerparteilichen Debatten Ende der Wei-
marer Republik als „Vergreisung und
Verkalkung“ bezeichnet worden ist. Mit
Vergreisung und Verkalkung ist zu-
nächst natürlich Überalterung im physi-
schen Sinn gemeint, dann aber auch im
übertragenen Sinn Ermattung, Unbeweg-
lichkeit, Verknöcherung, Mangel an poli-
tischer Lebendigkeit.

Nur 5,16 Prozent der sozialdemokra-
tischen Mitglieder sind heute unter fünf-
zig Jahre alt, nur 10,32 Prozent unter 35,
aber 35,19 Prozent über sechzig. Von
1980 bis 1998 hat der Anteil der unter
35-Jährigen um 62 Prozent abgenom-
men, der Anteil der 35- bis 49-Jährigen
um 25 Prozent. Hingegen stieg der An-
teil der über Sechzigjährigen um neun-
zehn Prozent. Ausdruck für die beson-
dere Überalterung der SPD ist die Tatsa-
che, dass ihr Mitgliederrückgang drei-
mal schneller als der der CDU/CSU ver-
läuft. Die Altersstruktur der sozialdemo-
kratischen Funktionäre in den Ortsverei-
nen dürfte der der Mitglieder ähneln. Es
dominieren vielerorts die Pensionäre des
öffentlichen Dienstes. Hin und wieder
lässt sich ein BWL-Student blicken, um
nach Karrierechancen zu schnuppern.
Doch wehrt sich so mancher Ortsverein
dagegen, junge Leute hineinzulassen:
Das Machtgleichgewicht, das sich in den
letzten Jahrzehnten austariert hat,
könnte gestört werden.

Verlust einer Generation
Die Parteielite wird von den 68ern domi-
niert. Das gilt für die Funktionäre im Orts-
verein, die mittlere Parteielite, die die Par-
teitage bevölkert, und für Parteivorstand
und Präsidium. Die Enkel feiern heute
ihren sechzigsten Geburtstag. Gerade die
Parteiführung ist auf nur eine Generation
verengt, was entscheidend zur Erstar-
rung und Verkalkung beiträgt. Hinter
den 68ern gähnende Leere, ein schwarzes
Loch. Den Sozialdemokraten ist fast eine

ganze Generation verloren gegangen, die
sozial bewegt und ökologisch motiviert
für die Grünen optiert hat.

Auf der anderen Seite des Abgrunds:
die „Youngsters“, die sich selbst so de-
klariert haben. Von den 298 Mitgliedern
der sozialdemokratischen Bundestags-
fraktion sind am Wahltag 1998 36 jünger
als vierzig Jahre gewesen, eben die
„Youngsters“. Außer ihrem Alter werden
sie durch wenige Gemeinsamkeiten zu-
sammengehalten. Eine politische Bewe-
gung, die zielgerichtet wäre und be-
stimmte politische Inhalte anstrebte, geht
von ihnen nicht aus. Ausnahmen bestäti-
gen die Regel: Zu ihnen gehören der nie-
dersächsische Ministerpräsident Sigmar
Gabriel, die ostdeutschen Oberbürger-
meister Wolfgang Tiefensee und Matthias
Platzeck.

Überalterung schlägt sich dann – im
übertragenen Sinn – in psychologischer
und institutioneller Verkalkung nieder.
Am Parteileben nehmen nur zehn Pro-
zent der Mitglieder teil. Dies entspricht
dem Anteil der Funktionäre an der Mit-
gliedschaft. Ortsvereinssitzungen sind
keine Mitglieder-, sondern Funktionärs-
versammlungen.

Kaum Kontraste
Von den in den siebziger Jahren be-
rühmt-berüchtigten innerparteilichen
Arbeitsgemeinschaften gehen heute kei-
ne organisatorischen, strategischen, poli-
tischen oder intellektuellen Anstöße aus.
Sie agieren bestenfalls als Mitspieler im
innerparteilichen Machtpoker, sie gelten
als Karrieresprungbrett oder Hausmacht.
Eine Spaltung zwischen Links und
Rechts, zwischen Modernisierern und
Traditionalisten, die Bewegung, Unruhe
und Vorwärtsdrängen bringen würde, ist
in der SPD nicht so recht auszumachen.
Konzeptionelle Entwürfe und Kontraste
sind weit und breit nicht zu sehen. Der
angebliche Gegensatz zwischen Linken
und Rechten, Modernisierern und Tra-
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ditionalisten ist in Wirklichkeit häufig
ein Produkt von Medieninszenierun-
gen.

Zur Verknöcherung der Partei trägt
bei, dass der Anteil der Angehörigen des
öffentlichen Dienstes unter den Mitglie-
dern, besonders aber unter den Funk-
tionären hoch ist und angesichts der sin-
kenden Mitgliederzahlen noch steigt.
Dadurch werden nicht nur bürokrati-
sche Verhaltensweisen und Einstellun-
gen in der Partei verfestigt. Vielmehr su-
chen Beamte wie öffentliche Angestellte
innerhalb der Partei ihre Karriere zu be-
fördern, aufzusteigen oder doch wenigs-
tens ein kommunales Mandat zu ergat-
tern. Es geht also auch um Patronage,
was völlig legitim ist. Aber: Derartigen
Patronageorganisationen wohnt die Ten-
denz zur Abschottung inne, man lässt
potenzielle Konkurrenten um Einfluss,
Aufstieg und Mandate vor der Tür ste-
hen.

Professionalisierung
Viertens: Professionalisierung der Politik
war, ist und bleibt für die Sozialdemo-
kratie, in der immer noch die Wärme 
des traditionellen Milieus nachschwingt,
eine Herausforderung. An einem Bei-
spiel erläutert: Den alten Parteisekretär,
aus der Facharbeiterschaft hervorgegan-
gen, der in, für und von den Organisatio-
nen und Vereinen der Arbeiterbewe-
gung lebte, der einflussreich in der in-
nerparteilichen Willensbildung und als
„Bonze“ verschrien war und doch als
Urgestein bewundert wurde, ihn findet
man heute nicht mehr. Sein Nachfolger,
der „Profi“, wirkt dagegen blass. Er
kommt häufig aus kleinbürgerlichen
Verhältnissen, ist nach erfolgreichem
Studium der SPD beigetreten, beherrscht
sein Arbeitsgebiet, er ist innerparteilich
aber längst nicht so einflussreich wie der
Parteisekretär und wird von seinen
Parteifreunden als reiner Dienstleister
angesehen.

Professionalisierung schlägt auch bei
den Fraktionen voll durch – mit entspre-
chenden Rückwirkungen auf die Partei-
organisation. Die Mitarbeiter der Fraktio-
nen und die der einzelnen Abgeordneten
entwickeln sich immer mehr zum organi-
satorischen Rückgrat der Partei. Die
Wahlkreisbüros der Abgeordneten wan-
deln sich zu Servicezentren, in denen der
regionale Parteisekretär zwar auch ein
Büro, nicht aber eine herausgehobene
Stellung hat. Auch finanziell lebt die SPD
– neben Mitgliedsbeiträgen und staatli-
chen Mitteln – von den Parteisteuern ih-
rer Abgeordneten, Minister, Dezernenten
und Bürgermeister.

Organisationsverhalten
Fünftens: Als eine besondere Herausfor-
derung für die Sozialdemokratie, die
einst von praktizierter Solidarität zusam-
mengehalten worden ist, stellt sich ein
ganz neuartiges Organisationsverhalten
heraus, das sich bei den jüngeren Alters-
kohorten findet und das den Werbean-
strengungen aller Parteien, neue Mitglie-
der zu gewinnen, entgegensteht. Bei den
Jüngeren hat sich eine Abneigung gegen
Großorganisationen wie Kirchen, Ge-
werkschaften und Parteien und gegen
dauerhafte Bindung durchgesetzt. Statt-
dessen assoziiert man sich punktuell, ad
hoc und kurzfristig, um ein bestimmtes
Ziel durchzusetzen und dann wieder aus-
einander zu gehen.

Zieht man die Summe aus den ange-
sprochenen Entwicklungen und Heraus-
forderungen, mit denen die SPD konfron-
tiert ist, lässt sich mit aller Vorsicht eini-
ges über ihre Zukunft sagen: Hinter dem
schützenden Etikett, dass die deutsche
Sozialdemokratie Volkspartei bleibe, ent-
falten sich in der politischen und gesell-
schaftlichen Wirklichkeit neue Struktu-
ren und veränderte politische Inhalte so-
wie Parteifunktionen, sodass von einem
neuen Typus von Partei gesprochen wer-
den kann. Er ist im Entstehen und signali-
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siert – übrigens auch für die andere kon-
kurrierende Großpartei, die CDU – das
Ende der traditionellen Mitglieder- und
Funktionärspartei.

Der neue Parteitypus kann mithilfe
von drei Indikatoren skizziert werden.

Neuer Parteitypus
Erstens: Die neue SPD stellt sich als Me-
dienpartei dar. Die nationale Parteifüh-
rung kommuniziert mit den Mitgliedern,
aber auch mit den Sympathisanten und
ihren Wählern über die Medien. Dadurch
werden die traditionellen Wege innerpar-
teilicher Willensbildung, wird das De-
legiertensystem umgangen. Die Partei-
funktionäre verlieren an Einfluss und
Macht.

„Innerparteiliche Demokratie“ wird in
ihrer bisherigen Form infrage gestellt: Es
waren einst die Parteifunktionäre, die
zwar nicht die Willensbildung von unten
nach oben vollzogen, die aber auf Grund
ihrer organisatorischen und politikinhalt-
lichen Kompetenz in der Lage waren,
Machtzentren innerhalb der Partei und
damit auch die Parteiführung zu kontrol-
lieren. Sie vermochten durch innerpartei-
liche Gruppen- und Fraktionsbildung
konkurrierende Eliten als personelle Al-
ternative zu präsentieren. Dabei verläuft
heute die Kommunikation zwischen
Führung und Basis keineswegs nur ein-
seitig. Vielmehr kommt Meinungsumfra-
gen unter Parteimitgliedern, die nicht zu-
letzt von Medien durchgeführt werden,
zunehmende Bedeutung zu. Mitglieder-
umfragen stellen eine Art und Weise dar,
in der die Basis sich gegenüber der
Parteiführung äußert.

Dienstleistungs- und 
Fraktionspartei
Zweitens: Die SPD wird immer mehr zu
einer professionellen Dienstleistungsor-
ganisation. Es gehört zur Folklore der
SPD, dass Funktionäre während eines
Wahlkampfes Plakate kleben oder dass

man eine Parteikarriere als „Treppenter-
rier“ beginnen muss, nämlich als Unter-
kassierer von Beiträgen im Ortsverein. In
Wirklichkeit werden Plakate heute von
Werbeagenturen geklebt, und Partei-
beiträge laufen automatisch über das
Girokonto in die Kassen der Schatzmeis-
ter. Die sich zunehmend professionalisie-
rende Partei erbringt vor allem drei
Dienstleistungen:
– Sie führt und finanziert Wahlkämpfe.
– Durch sie wird die politische Elite aus-

gewählt, werden Kandidaten für Äm-
ter bestimmt.

– Und die Partei regiert, indem sie in den
verschiedenen Parlamenten als Frak-
tion sitzt und Personal für die Exeku-
tive, für Kommunalverwaltungen und
für Kabinette auf Landes- und Bundes-
ebene stellt.
Drittens: Die SPD wandelt sich zuneh-

mend zu einer Fraktionspartei. Das
Machtzentrum, aber auch die organisa-
torischen und finanziellen Ressourcen
finden sich in den Fraktionen der Parla-
mente und in den Kabinetten sowie
kommunalen Dezernaten. Generell gilt:
Es sind die Parteien, die „regieren“ (im
breiten Sinn von to govern), Parteifunk-
tionäre werden Mitglieder von Parla-
menten beziehungsweise von Kabinetten
und exekutiven Behörden. Parteifunktio-
nen, Mandate in Parlamenten und Äm-
ter in der Exekutive werden kumuliert.
Auf Grund dieser Ämterhäufung bilden
sich die innerparteilichen Machtzentren
heraus. Der Primat der Parteiorganisa-
tion, wie wir ihn aus der Geschichte der
Sozialdemokratie kennen, wird endgül-
tig aufgehoben. In den parties in govern-
ment, den parties in public office, in den
Fraktionen, Kabinetten und Verwaltun-
gen liegt das eigentliche Machtzentrum
der Partei.

Der neue Typus von Partei, der sich
herausbildet und die Volkspartei SPD als
Mitglieder- und Funktionärspartei ablöst,
enthält also die drei Elemente Medien-

Peter Lösche

Seite 28 Die politische Meinung



partei, professionalisierte Partei und
Fraktionspartei.

Gedämpfter Optimismus
Schemenhaft zeichnet sich die Zukunft
der SPD in diesem Parteitypus ab. Sind
Vergreisung und Verkalkung, Ende der
Mitglieder- und Funktionärspartei, Pro-
fessionalisierung und Entfaltung der Me-
dien- und Fraktionspartei unausweich-
lich, schicksalsgegeben? Die Entwick-
lungsrichtung ist unverkennbar. Den-
noch bleibt für die Partei gedämpfter Op-
timismus. Es gibt keinen Grund, in poli-
tisch-kulturpessimistisches Jammern zu
verfallen. Denn die SPD ist noch lange
kein Schwebegewächs über der Gesell-
schaft, abgekoppelt von ihr. Vielmehr
kann Professionalisierung auch positiv
gesehen werden, etwa in der alltäglichen
Praxis von sozialdemokratischen Abge-
ordneten auf allen Ebenen des politischen
Systems. Die Wahlkreisarbeit steht bei
Mitgliedern des Bundestages und der
Landtage an erster Stelle. Diese sind fest
in das Netzwerk nicht nur ihrer Partei,
sondern der Vereine und Nachbarschaf-
ten vor Ort eingebunden. Dies gilt erst
recht für die Kommunalpolitiker. Natür-
lich ist das alte sozialdemokratische Mi-
lieu mürbe. Mediatisierung und Aggre-
gation von Interessen und Bedürfnissen
verlaufen nicht mehr automatisch, sind
vielmehr mühselige Arbeit – aber sie fin-
det nach wie vor statt, etwa durch die Ab-
geordneten.

Zudem sind der SPD und generell den
Parteien zwei zentrale Funktionen geblie-
ben, die Elemente von Interessenmediati-
sierung und -aggregation enthalten. Ers-
tens nominieren Parteien Kandidaten,
und sie nehmen an Wahlen und Wahl-
kämpfen teil. Dabei müssen sie die unter-
schiedlichen Interessen und Bedürfnisse,
die sich in der Gesellschaft finden, um
den Preis des Wahlsieges beachten,
berücksichtigen oder sogar aufnehmen.
Und Gleiches gilt für die zweite zentrale

Funktion, die die Parteien nach wie vor
wahrnehmen, nämlich in Parlamenten,
Kabinetten und Kommunen zu regieren.

Funktionsverschiebung
Geht man von diesem Sachverhalt aus,
dann wird hier für ein neues Verständnis,
für eine neue Definition von „Partei“ plä-
diert, die nicht mehr reduktionistisch auf
die Parteiorganisation beschränkt ist,
sondern party in public office, die Partei in
Parlamenten, Kabinetten und kommuna-
ler Selbstverwaltung, einschließt. Aus
dieser Perspektive ergibt sich dann kein
dramatischer Funktionsverlust der Par-
tei(organisation), sondern vielmehr die
Funktionsverschiebung von der Parteior-
ganisation hin zur „Fraktionspartei“.

Schließlich kann die SPD den Auszeh-
rungs- und Wandlungsprozess, dem sie
unterworfen ist, selbst beeinflussen, so-
gar steuern. So ist unter den Wählern eine
große Bereitschaft vorhanden, sich an den
Angelegenheiten der res publica zu beteili-
gen; die Partizipationsbereitschaft ist nie
größer gewesen als heute. Aber: Politisch
motivierte Bürger müssen durch Politik-
inhalte gewonnen, können durch politi-
sche Ziele überzeugt werden, selbst wenn
sie skeptisch gegenüber den traditionel-
len Großorganisationen sind. Das bedeu-
tet für die SPD, dass sie trotz des allge-
meinen Trends hin zur professionalisier-
ten Medien- und Fraktionspartei nicht
programm- und profillos, nicht konzep-
tionell verwechselbar mit anderen Par-
teien werden darf. 

Zwar spielen große Programme heute
weder nach innen integrierend noch nach
außen Wähler anziehend eine Rolle. Die
Bedeutung von Programmen ist immer
maßlos überschätzt worden. Eine Partei
wie die SPD aber wird nur dann erfolg-
reich auch in Zukunft Wähler gewinnen,
wenn sie bestimmte, in der Gesellschaft
eingrenzbare, partikulare Interessen und
Bedürfnisse vertritt und artikuliert, kon-
kret: wenn sie als Partei der „kleinen
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Leute“, des Sozialstaates und zugleich als
Trägerin von Modernisierung auftritt.
Diese Grundposition hat sich in den je-
weils aktuellen politischen Konflikten,
den issues, niederzuschlagen. Nur auf
diese Weise vermag die Sozialdemokratie
ihre Stammwähler zu mobilisieren, die es
– trotz Erosion des solidargemeinschaftli-
chen Milieus – noch gibt und deren
Stimmabgabe oder Wahlabstinenz Wah-
len entscheidet. Es kommt eben nicht nur
auf den Spitzenkandidaten, die Wahl-
kampfmanager und die Medienkampa-
gne, sondern wesentlich auf die politi-
schen Inhalte an.

Auch in anderer Hinsicht sieht das Bild
nicht ganz so düster für die Sozialdemo-
kratie aus, wie es zunächst nach unserer
Argumentation erscheint. Warum sollte
die SPD nicht auf 500 000 Mitglieder im
nächsten Jahrzehnt abschmelzen und
dennoch die Zentralfunktionen – to elect,

to govern – wahrnehmen? Zudem: Die
Wähler der SPD sind nicht überaltert und
vergreist wie die Mitglieder und Funk-
tionäre. Auch wenn der CDU, der FDP
und den Rechtsextremisten der Einbruch
in jüngere Wählerkohorten in letzter Zeit
gelungen ist, so mischt die SPD nach wie
vor deutlich mit. Ferner hat die SPD unter
den deutschen Parteien die größte Erfah-
rung, mit sozial und kulturell heteroge-
nen Wählergruppen umzugehen, sie zu
integrieren. Nicht zufällig, sondern unter
anderem auf Grund dieses Sachverhaltes
ist die Partei – im Unterschied zur CDU –
nach allen Seiten koalitionsfähig und ver-
mag am ehesten parlamentarische Mehr-
heiten zu schmieden. Oder anders formu-
liert: Die SPD befindet sich zwar auf ei-
nem Weg, der zum Ende der Mitglieder-
und Funktionärspartei führt. Doch damit
ist nicht das Ende der deutschen Sozial-
demokratie eingeläutet.

Peter Lösche
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Ältester Ethikrat des Abendlandes

„Für noch Unentschlossene bieten schließlich die Sozialdemokraten den Griff in eine
Art Wundertüte der Bioethik, aus der man sich wahlweise Herta Däubler-Gmelins
Totalverbot und Edelgard Bulmahns ergebnisoffene Nachdenklichkeit herausfi-
schen darf – bis der Ethikrat des Kanzlers entschieden hat. Die einzige Institution,
die sich in diesem Wettlauf der Positionen und Güterabwägungen fundamental ein-
deutig und ablehnend verhält, ist der älteste Ethikrat des Abendlandes: die Kirche.
Das kann sie, weil sie keine Wahlen gewinnen muss und ihre Ideale lange vor He-
rausbildung der heutigen Realitäten formuliert hat. Dagegen ist die Politik zur hek-
tischen Nachlaufkritik verurteilt. Parteien und Parlamente werden sich wahrschein-
lich nicht an die Kirche halten – aber ethisch kann sich niemand herausreden, es
hätte keine schlüssige Alternative gegeben.“

(Michael Mönninger am 17. Mai 2001 in Die Welt)
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